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Berlin, 10.01.2025 

Sehr geehrte Frau Paus, 
 

 

 

wir vom LSVD⁺ – Verband Queere Vielfalt schauen als größter Interessensverband 

von (LSBTIQ* mit großer Sorge in die Zukunft.  Die Regierung aus SPD, BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN und FDP hat bereits wichtige Meilensteine für die Rechte von LSBTIQ* 

gesetzt. Trotzdem wurden nicht alle wesentlichen Vorhaben des Koalitionsvertrags 

umgesetzt. Der Anstieg queerfeindlicher Hass und Gewalt auf den Straßen und im 

Netz macht deutlich: Wir müssen die Rechte von LSBTIQ* sichern, bevor es zu spät ist. 

Der derzeitige EU-weite Diskriminierungsschutz für LSBTIQ* muss dringend 

ausgebaut werden. Denn dieser gilt bisher lediglich für das Arbeitsleben und schützt 

nicht vor Diskriminierung aufgrund der Geschlechtsidentität. LSBTIQ* müssen auch in 

anderen Gesellschaftsbereichen durch eine neue, umfassende 

Antidiskriminierungsrichtlinie geschützt werden. Barrieren für LSBTIQ* im 

Gesundheitssektor müssen ebenfalls abgebaut werden, etwa beim Zugang zu 

Behandlungsmaßnahmen. Deutschland blockiert die dafür entscheidende horizontale 

EU-Antidiskriminierungsrichtlinie jedoch leider seit Jahren. Wegen der unklaren Zukunft 

für eine fortschrittliche Menschenrechtspolitik in Deutschland ist es jetzt umso wichtiger, 

die aktuelle politische Situation zu nutzen, um die horizontale EU-

Antidiskriminierungsrichtlinie ins Bundeskabinett einzubringen.  

 

Mit freundlichem Gruß   

      

Henny Engels       
Bundesvorstand  
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